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Social Assistance in Africa: 
The Case of Universal Social Pensions in East Africa
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Eva Maria Hohnerlein, München

Eine historische Zäsur in der sozialen Sicherung Italiens:  
der lange Weg zu einer allgemeinen Mindestsicherung

Inhaltsübersicht
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 II. 
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 Persönliche Voraussetzungen

3. Kriterien der Bedürftigkeit
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5. 
6. Leistungsrechtliche und strafrechtliche Sanktionen (Art.
7. 

E. Fazit und Ausblick
F. Anhang

Trotz gravierender Armutsphänomene, insbesondere im Süden des Landes, 
führte Italien als letzter Mitgliedstaat der Europäischen Union erstmals im 
Jahr 2017 Regelungen für ein allgemeines, bedürftigkeitsabhängiges Mindest-
sicherungssystem ein, das neben bescheidenen monetären Leistungen auch 
Aktivierungsmaßnahmen für den Arbeitsmarkt oder zur sozialen Eingliede-
rung umfasste. Im Frühjahr 2019 trat mit dem Bürgergeld ein neu konzipier-
tes, bedürftigkeitsabhängiges System einer universellen Grundsicherung für 
Menschen unterhalb der Armutsgrenze in Kraft. Die Reform von 2019 trägt zu 
einer sozialrechtlichen Modernisierung des Landes bei, bleibt jedoch kontro-
vers, zumal ihre Ausgestaltung und Umsetzung zahlreiche Fragen aufwerfen.

A. Einführung

Seit der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise ist das Thema Armut 
und soziale Ausgrenzung verstärkt in das Zentrum politischer und wissen-

-
ten Mindestsicherungssysteme sind mit einer nationalen und internationalen 
Reformdiskussion verknüpft, die in ihrem Kern auf zwei sehr unterschiedli-
che Instrumente Bezug nehmen. Gemeint ist zum einen das Instrument eines 
Grundeinkommens, das in der Zahlung einer Geldleistung für alle Mitglieder 
einer bestimmten Gemeinschaft besteht, die weder an Bedürftigkeits kriterien 
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noch an sonstige Bedingungen gebunden ist. Das zweite Instrument ist ein 
selektives Mindestsicherungssystem, das Menschen aus einer bestimmten 
existentiellen Mangelsituation befreien soll. Damit ist noch nichts über das 
Niveau der jeweiligen Existenzsicherung gesagt, nämlich ob sie sich auf die 
Sicherung des bloßen Überlebens beschränkt oder darüber hinaus auch Be-
dürfnisse der sozialen, kulturellen und politischen Teilhabe in der Gesell-
schaft mitumfasst.

-
rungssysteme zurückblicken. Die Einführung einer allgemeinen Mindest-
sicherung, obgleich auf nationaler1 wie auch auf europäischer Ebene,  wie-
derholt gefordert, blieb beispielloses Stückwerk. Jahrzehntelang blieb die 

beschränkt. Demgegenüber ignorierte die staatliche Gesetzgebung die lücken-
hafte Sicherung für alle anderen Personengruppen unterhalb der Armuts-
grenze. Nach Griechenland3 war Italien das letzte Land in der EU ohne ein 
universelles Mindestsicherungssystem für die gesamte Bevölkerung.

Auch die Absicherung bei Verlust des Arbeitsplatzes war lange Zeit höchst 
fragmentarisch und abgesehen von einigen privilegierten Sektoren im Um-
fang äußerst bescheiden.4 Ähnliches gilt für das System der Familienleistun-

nicht nur mit der lückenhaften Mindestsicherung zusammen, sondern auch 

Arbeitsmarkt, in dem Beschäftigungsrisiken stark von Alter, Geschlecht und 
Wohnort bestimmt werden, und nicht zuletzt mit der unzureichenden Unter-
stützung für Familien mit Kindern.

-
liensolidarität, zivilgesellschaftliches Engagement und durch Beschäftigung 
in der weit verbreiteten Schattenwirtschaft abgemildert. Im Übrigen sind be-
dürftige Familien, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft sicher-
stellen können, auf regionale Mindestsicherungsprogramme angewiesen, die 
von den Kommunen verwaltet werden. Diese Programme zeichnen sich durch 
starke Unterschiede im Schutz für verschiedene einkommensschwache Be-
völkerungsgruppen aus und tragen insoweit wenig zur Überwindung der regi-
onalen Disparitäten bei.

1 Vgl. den Abschlussbericht der Commissione per l’analisi delle compatibilità macroeconomiche della spesa 

-

-
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B. Armutsrisiken in Italien

Bei der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung steht Italien vor 
-

lienischen Armutsindikatoren ergibt. So liegt der Anteil der von Armut und 

-
samt 5 Mio. Personen leben unter der Schwelle absoluter Armut, über 3 Mio. 

5. Die Armutsgefährdung hängt auch mit 
-
-

teter Beschäftigungsverhältnisse oft nur über wenige Wochen oder Monate 
möglich.6 Dramatische Negativrekorde erreicht die Arbeitslosenquote unter 

7 Neben Arbeitslosigkeit ist zunehmend 
auch geringe Arbeitsintensität aufgrund von unfreiwilliger Teilzeitarbeit ein 
Armutsrisiko.

Absolute Armut wird berechnet auf der Basis einer Einkommensschwelle 
entsprechend den monatlichen Mindestausgaben für den Erwerb eines Korbs 
an Waren und Dienstleistungen, der im italienischen Kontext für eine Fami-

minimamente accettabile -

Ausgaben für außergewöhnlichen Erhaltungsaufwand der Wohnung, Prämien 
für Lebensversicherung, Darlehenszinsen und Rückzahlung von Darlehen 
abgezogen. Familien, deren monatliche Ausgaben unter den ermittelten Wer-
ten liegen oder den Schwellenwert nicht übersteigen, werden als absolut arm 

-

und Gemeindegrößen die jeweiligen Einkommensschwellen absoluter Armut. 

in einer kleinen Gemeinde im Mezzogiorno.8

Die Zahl der hiernach als absolut arm bezeichneten Personen ist seit der 
internationalen Wirtschafts- und Finanzkrise stark gestiegen. Der dramatische 

5 6.

sind überproportional von absoluter Armut betroffen. Die Armutsschätzungen beruhen auf repräsentativen 

 6, 
.

8 Vgl. Istat, Statistiche Report. La Povertà in Italia. 
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Anstieg trifft vor allem Familien mit drei oder mehr Kindern. Auffällig hoch 
ist die Armutsgefährdung in reinen Migrantenfamilien, die im Durchschnitt 

-

-

südlichen Regionen des Landes und auf die kleineren Gemeinden.9

Relative Armut wird nach den durchschnittlichen monatlichen Verbrauchs-
ausgaben pro Kopf bemessen. Die Schwelle für einen Zwei-Personenhaushalt 

-
-

skala ermittelt. Auch der Indikator für relative Armut betrifft überproportional 
11

C. Der verfassungsrechtliche Rahmen

Italien weist in seiner wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung einige Besonder-
heiten auf, die auch verfassungsrechtlich geprägt sind. So enthält die Verfas-
sung von 1947 einerseits verschiedene ausformulierte soziale Rechte, die die 
Bevölkerung in sozial relevanten Notlagen schützen sollen, aber auch grund-
legende Strukturprinzipien, die für moderne Systeme mit komplexen Maß-
nahmen zur Bekämpfung und Überwindung von Armut besondere Bedeutung 
erlangen.

Unter den ausformulierten sozialen Grundrechten ist zentraler Ausgangs-
-

hige Staatsbürger, dem die zum Lebensunterhalt erforderlichen Mittel fehlen, 
Anspruch auf Unterhalt und Fürsorge.« Die Verfassung erwähnt hier ausdrück-
lich nur die bedürftigen Staatsbürger, die nicht arbeitsfähig sind. Demgegen-
über haben die Arbeiter bei Unfällen, Krankheit, Arbeitsunfähigkeit und im 
Alter sowie bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit Anspruch auf die Bereitstel-

Für Erwerbstätige ist damit bei Eintritt der klassischen sozialen Risiken der 
Erwerbsgesellschaft ein Recht auf eine angemessene Versorgung artikuliert, 
das über das Recht auf Unterhalt und Fürsorge hinausgeht. Über diesen Wort-
laut hinaus hat die Verfassungsrechtsprechung festgestellt, dass auch das Feh-
len ausreichender Eigenmittel aufgrund von Beschäftigungslosigkeit in den 

allgemein formuliert, dass sich daraus weder eine Untergrenze für den  Umfang 
noch die Modalitäten der Leistungen ableiten lassen. Vielmehr geht es um die 

 Ein Einpersonenhaushalt gilt als relativ arm bei einem durchschnittlichen Monatseinkommen von unter 

11
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 Weitere 
13 und die besondere 

14 
sind in eigenständigen Normen verankert. Allerdings erschöpfen sich die ver-
fassungsrechtlichen Grundlagen gerade bei der Mindestsicherung nicht in den 
konkretisierten sozialen Grundrechten.

Für die modernen, teilhabeorientierten Mindestsicherungssysteme kommt 
den allgemeinen grundlegenden Bestimmungen der Verfassung eine überra-
gende Bedeutung zu. Die zentralen Grundsatznormen insoweit sind Art. 1 

die durch faktische Einschränkung der Freiheit und Gleichheit der Staats-
bürger der vollen Entfaltung der Person und der wirksamen Teilnahme al-
ler arbeitenden Menschen an der politischen, wirtschaftlichen und sozialen 

Staatsbürgern das Recht auf Arbeit zu und fördert die Bedingungen, durch die 

nach seiner Befähigung und in freier Wahl einen Beruf auszuüben oder eine 
sonstige Aufgabe wahrzunehmen, welche zum materiellen und geistigen Fort-

15

Auch die Sicherung eines menschenwürdigen Daseins wird explizit in den 

eine dem Umfang und der Art der Arbeitsleistung entsprechende Entlohnung, 
die in jedem Falle für die Sicherung eines freien und menschenwürdigen Da-

-
deutet aber nicht, dass sich das Recht auf Sicherung eines menschenwürdigen 
Daseins auf Erwerbstätige beschränkt und Menschen ohne Erwerbsanbindung 
ausschließt.

Von besonderem Interesse für die Ausgestaltung eines teilhabeorientierten 
Mindestsicherungssystems ist insofern die verfassungsrechtlich verankerte 

 Zum binären Charakter der sozialrechtlichen Schutzgarantien in der Verfassung vgl. Cinelli, Condizio-

das wachsende Phänomen der working poor vgl. Bozzao, Poveri lavoratori, nuovi bisogni e modelli uni-

13 Die Republik schützt die Gesundheit, welche ein Grundrecht des einzelnen ist und im Interesse der staatli-
chen Gemeinschaft liegt. Sie gewährleistet die kostenlose Behandlung mittelloser Bürger. …

14 Die Republik fördert durch wirtschaftliche und sonstige Fürsorgemaßnahmen die Familiengründung sowie 
-

che Familien. Sie schützt die Mutterschaft, die Kindheit und die Jugend, indem sie die zu diesem Zweck 
erforderlichen Einrichtungen begünstigt.

15 Zum Zusammenspiel dieser Grundsatznormen vgl. Tripodina, Il diritto a un’esistenza libera e dignitosa. 
-
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Entfaltung seiner Persönlichkeit zu garantieren. Dies erfordert die Erfüllung 
-

rität. Auch wenn die italienische Verfassung nicht explizit die Achtung der 
Menschenwürde als zentralen Wert an den Anfang stellt, so zeichnet sie doch 
das Primat der menschlichen Person (entsprechend der allgemeinen Erklärung 

Prinzip der Solidarität und der vollen Anerkennung der sozialen Grundrechte 
einschließlich einer menschenwürdigen Existenz. Für die Ausgestaltung der 
Teilhabeorientierung von Mindestsicherungssystemen ist die Grundsatznorm 

die Freiheit und Gleichheit aller Bürger beschränken, und dadurch die volle 
Entfaltung der menschlichen Person und die effektive Teilhabe der Arbeiter 
an der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Organisation des Landes 
verhindern. Für die Teilhabeorientierung folgt daraus, dass der Staat zu ei-

Fähigkeiten und Potenziale voll auszuschöpfen und die von der Gesellschaft 

einzusetzen.

-

der Verfassung sowie der aus der gemeinschaftlichen Rechtsordnung und aus 
-

setzgebungsbefugnis aus.
Für nachstehende Sachgebiete besitzt der Staat die ausschließliche 

und sozialen Grundrechte, die im ganzen Staatsgebiet gewährleistet sein müs-

Für alle Sachgebiete, die nicht ausdrücklich der staatlichen Gesetzgebung 
vorbehalten sind, steht den Regionen die Gesetzgebungsbefugnis zu. Nach 
diesen Vorgaben sind die Regionen für die Regelung von Sozialfürsorge, 
Mindestsicherung außerhalb von Vorsorgesystemen und für die Berufsaus-
bildung zuständig. Die zentralstaatlichen Ebene ist bei der Mindestsicherung 
beschränkt auf die Festsetzung der wesentlichen Leistungen im Rahmen der 
sozialen Grundrechte, die landesweit zu gewährleisten sind.
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D. Die Entwicklung des Rechts auf Existenzsicherung

-

Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung gab es seit 1969 eine 
schmale Sozialrente (pensione sociale 16, für erwerbsunfähige oder erwerbs-
geminderte Behinderte ohne Rentenanspruch aus der Rentenversicherung 

1995 wurde für neue Mitglieder der gesetzlichen Rentenversicherung die frü-
here Mindestrente im Rahmen der Rentenversicherung abgeschafft und durch 
ein einheitliches Sozialgeld im Alter ersetzt. Für bedürftige Familien mit min-
destens drei Kindern wurde 1998 eine spezielle Unterstützungsleistung ge-
schaffen. Es existierte kein gesamtstaatliches Rahmengesetz zur Sozialhilfe, 
stattdessen gab es auf regionaler oder lokaler Ebene Sozialhilfeleistungen und 
soziale Dienste, die oft als Ermessensleistung gewährt wurden. Die Auszah-

-
haltspolitische Vorgaben stark beschränkt war.

I. Die Phasen experimenteller Gesetzgebung

Die Notwendigkeit, die bestehende Lücke bei der Existenzsicherung zu 
schließen, ist seit vielen Jahren anerkannt.17 Mit dem Rahmengesetz über ein 

und Verwaltungszuständigkeiten dezentralisiert, die erforderliche Implemen-

die zentrale Ebene ihre Steuerungsfunktion bei der Schaffung eines einheitli-
chen landesweiten Schutzstandards nicht wahrnahm.

Verschiedene Regierungen haben seither die Einführung einer allgemeinen 

diversen sozialpolitischen Experimenten, teils auf nationaler,18 teils auf regio-
naler Ebene.19

16

17

-

18

19 Pioniere regionaler Mindestsicherung waren zunächst Regionen mit Sonderstatut wie Aostatal und die au-
tonomen Provinzen Trento und Bolzano, gefolgt von Kampanien, der Basilikata und Latium. Zu den jün-

Inclu-
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Der ambitionierteste nationale Ansatz war mit dem Experiment einer Min-
 

verbunden, das in zwei Phasen durchgeführt wurde (zunächst in 39 Kommu-

aber insgesamt nur einen sehr begrenzten Wirkungsradius und erfasste ledig-
-

men. Die Ambition des Projekts lag in der Kombination aus monetären Leis-
tungen zur Existenzsicherung und aktivierenden Maßnahmen zur sozialen 
Integration. Mit personalisierten Programmen der Kommunen zielte die Maß-
nahme auf das Wiedererlangen, die Förderung, und Entwicklung der persön-
lichen Fähigkeiten von Menschen, deren Einkommen unterhalb der Armutsli-
nie
endgültig aus.  Das Experiment hatte erkennen lassen, dass der workfare-An-
satz, d. h. die Kombination aus Geldleistung und Aktivierung für den Arbeits-
markt im italienischen Kontext aus verschiedenen Gründen schwer umsetzbar 
ist. Dies war neben Kostengründen ein wichtiger Faktor, weshalb die nationa-
len Programme zur Mindestsicherung über viele Jahre nicht strukturell veran-
kert wurden.

dem Zentralstaat nur die Regelungszuständigkeit für die Festlegung der we-
sentlichen Leistungen im Rahmen der bürgerlichen und sozialen Grundrechte 

wurde jedoch erst in der zweiten Dekade des neuen Milleniums wahrgenom-
men. Die Unklarheit über die genaue Abgrenzung der Gesetzgebungszustän-
digkeiten zwischen Staat und Regionen war wiederholt Gegenstand kontro-
verser Debatten und beschäftigte auch das italienische Verfassungsgericht.  
Sie trug wesentlich dazu bei, die weiteren Aktivitäten des Staates auf dem 
Gebiet der allgemeinen Existenzsicherung für Menschen unter der Armuts-
schwelle für über ein Jahrzehnt lahmzulegen. Insbesondere wurde nach der 
Verfassungsreform das ambitionierte Rahmengesetz über ein integriertes Sys-

-

sione attiva e di sostegno al reddito

 Eine Evaluierungsstudie wurde nur für die erste Phase durchgeführt und verschwand später in den Schub-
laden des zuständigen Ministeriums.
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Stattdessen wurde zu Beginn des Millenniums eine andere Form der Min-
 vorgese-

hen, die auf regionalgesetzlicher Ebene organisiert und über die Regionen den 
Kommunen und Gebietskörperschaften zur Verfügung gestellt wurde. Die re-

-
anspruch, Ermessen, etc. höchst unterschiedlich ausgestaltet. Auch die nach-
folgenden gesamtstaatlichen Maßnahmen waren überwiegend fragmentarisch 
und mit sehr geringen Finanzmitteln ausgestattet.

Auf nationaler Ebene führte man in der Folgezeit zunächst eine Einkaufs-
karte (carta acquisti  für besonders bedürftige Familien 
als kategorielle Maßnahme  auf äußerst bescheidenem Niveau ein. Die elek-

zum Bezahlen von Lebensmitteleinkäufen in konventionierten Geschäften, 
Arzneimitteln sowie von Gas- und Stromrechnungen. Die Maßnahme, die 
anfänglich italienischen Staatsangehörigen vorbehalten war, diente nicht 
der Existenzsicherung, sondern sollte den Preisanstieg für einige Güter des 

US-amerikanischen food-stamps-Programmen.
Den Weg in eine neue Phase landesweiter Pilotprojekte zur Existenzsiche-

 Es stellte fest, dass die Gesetz-
gebung zum Schutz von Lebenslagen extremer menschlicher Schwäche ei-

-
gung der einheitlichen Standards für grundrechtlich relevante soziale Leistun-

des Staates, die qualitativen und quantitativen Merkmale der wesentlichen so-
zialen Leistungen zur Linderung von extremen Notlagen festzulegen (Corte 

-

nationale Experimente zur Mindestsicherung konzipiert -

-

 

 Die Einkaufskarte steht bedürftigen Familien mit mindestens einem Kind unter 3 Jahren oder Senioren ab 
dem Alter von 65 Jahren zu.

 Sie ist daher neben den später eingeführten Mindestsicherungssystemen in Kraft geblieben.

Einkaufskarte.
-
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men unterhalb der absoluten Armutsgrenze mit mindestens einem Kind un-
ter 18 Jahren ein. Es unterschied sich hinsichtlich Leistungsberechtigung, 
Leistungsumfang und Bedürftigkeitskriterien deutlich von der gewöhnlichen 

-

Ausweitung des Systems auf das gesamte Staatsgebiet sah das Stabilitätsge-

Armut und sozialer Ausgrenzung im Rahmen eines Nationalen Armutsplans 

werden sollte.31

-

 Adressaten wa-

Bedarfen33. Die Leistung war an die Bereitschaft zur Teilnahme an Aktivie-
rungsmaßnahmen gekoppelt. Dieser Workfare-Ansatz war auch Bestandteil 
der im Zuge einer umfangreichen Arbeitsrechtsreform eingeführten Arbeits-

34 Zielgruppen dieser Maßnahme waren zum einen 
bedürftige Arbeitslose, deren Leistungsanspruch aus der neuen Arbeitslosen-

-
fen war, zum anderen bedürftige Familien mit minderjährigen Kindern, die 
Leistungen über die gewöhnliche social card bezogen hatten. Der Kreis der 
Leistungsberechtigten wurde in der Folge schrittweise ausgeweitet.

 Voraussetzung war unter anderem, dass ein Familienmitglied in den vorausliegenden drei Jahren die Ar-
beit verloren hatte und niemand in der Familie in einem Beschäftigungsverhältnis stand (Decreto ministe-

-

31 -
stitutionen an Italien im Rahmen des Europäischen Semesters, vgl. Empfehlung des Europäischen Rates 

-
-

mehr Personen und wurde über eine prepaid-Karte zur Verfügung gestellt, die nur für bestimmte Einkäufe, 

Notlage ein neuer Antrags gestellt werden.
33 Einbezogen waren Familien mit mindestens einem Kind unter 18, oder einer behinderten Person oder 

-

eingeführt. Vgl. Martelli, Genere e politiche di lotta alla povert
 

34 Assegno di disoccupazione
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II. Das Inklusionsgeld (Reddito di Inclusione)

Im Zuge der anhaltenden Wirtschaftskrise hat die Armutsgefährdung der 
Familien so stark zugenommen, dass der Ausbau des Mindestsicherungssys-

der dazu ergangenen Verordnung mit Gesetzeswirkung (decreto legislativo, 
d. lgs.
Neuordnung der Fürsorgeleistungen und die Stärkung der sozialen Interven-
tionen und Dienste führte Italien ein integriertes Unterstützungssystem für 
Menschen unter der absoluten Armutsgrenze ein.35

bescheidenen monatlichen Geldleistung eine Aktivierungskomponente mit ei-
nem individuell abgestimmten Projekt zur sozialen Aktivierung und Einglie-

-

sollte. In einer ersten Übergangsphase war das an enge Bedürftigkeitskriterien 
gebundene Leistungssystem allerdings noch an bestimmte familiäre Voraus-
setzungen gekoppelt und insoweit zu Beginn als kategorielle36 Maßnahme 

Ein Kernelement des neuen Inklusionsgeldes und der damit verbundenen 
Dienste und Interventionen zur Überwindung von Armut (auch durch inte-

livelli essenziali delle pre-
stazioni, LEP

Neuregelung sollte die Regierung die bisherigen Instrumente zur Bekämp-
fung von Armut in einem kohärenten System vereinheitlichen und die regi-

Monat.37 Der verfügbare Betrag wurde auf einer Debit-Karte gutgeschrieben, 
-

karten« war die REI-Karte für Einkäufe des Grundbedarfs, Energiekosten und 
Arzneimittel verwendbar.

35

-

36 Nutznießer waren zunächst hauptsächlich Familien mit minderjährigen Kindern, sowie Schwangere, Men-
schen mit Behinderung und Arbeitslose über 55 Jahren. Diese Einschränkungen entsprachen den zuvor 
bestehenden Maßnahmen in Gestalt der SIA-Leistung und der Arbeitslosenhilfe ASDI.

37
assegno sociale
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Die monatliche Geldleistung war allerdings bei weitem zu gering, um mate-
rielle Deprivationslagen absoluter Armut zu überwinden, zumal die Dauer des 
Leistungsbezugs zeitlich auf maximal 18 Monate beschränkt war. Erst nach 
einer Pause von sechs Monaten konnte die Geldleistung ein weiteres Mal be-
antragt werden. Zur Finanzierung wurde ein nationaler Fonds eingerichtet, der 

38 Das 
-

-

Menschen unterhalb der Armutsgrenze ohne Unterstützung. Weitgehend aus-
geschlossen vom Leistungsbezug blieb die ausländische Wohnbevölkerung, 
unter der absolute Armut besonders verbreitet ist. Ihr Zugang zu den Mindest-

-
haltsberechtigung nach EU-Recht.39 Unabhängig von diesem Mindestsiche-

anderen Renten weiterhin zahlreiche tradierte Leistungen zur Aufstockung 
der Rente.
geänderten Voraussetzungen ersetzt, während die Bürgerrente eine weitere 
Form der Mindestsicherung im Alter darstellt.

III. Das neue Bürgergeld von 2019

-

41 Es handelte 
sich um das zentrale sozialpolitische Wahlversprechen der 5-Sterne-Bewe-
gung. Die Umsetzung dieses Wahlversprechens grenzt angesichts der ho-
hen Staatsverschuldung und der anhaltenden haushaltspolitischen Engpässe, 
aber auch wegen des Widerstands des Koalitionspartners Lega an ein kleines 

gesamten ersten Abschnitt mit 13 umfangreichen Artikeln dem neuen Bürger-

38 -
leistungen zur Aktivierung.

39
Drittstaatsangehörigen. Sie regelt den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen, die nicht EU-Bürger oder 
Angehörige von EU-Bürgern sind und die sich über fünf Jahre rechtmäßig in demselben EU-Land (außer 

-
gen galten zudem unterschiedliche Einkommensgrenzen, die unabhängig von den Kriterien des ISEE-Indi-
kators zur Bewertung der wirtschaftlichen Situation (Indicatore della Situazione Economica Equivalente) 

41
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. Nach der verfassungsrechtlich vorge-

43 44

1. Regelungszwecke und Kernelemente

Wie schon zuvor das Inklusionsgeld und andere Vorläufermaßnahmen um-
fasst das neue Bürgergeld neben einer Geldleistung eine Aktivierungskompo-
nente zur Aufnahme einer Ausbildung bzw. zur Eingliederung in den Arbeits-
markt. Dabei steht der beschäftigungspolitische Aspekt an vorderster Stelle 

-

an zweiter Stelle werden die Bekämpfung der Armut, der Ungleichheit und 
der sozialen Ausgrenzung45 und andererseits das Recht auf Information, Bil-
dung und Ausbildung, sowie auf Kultur als Regelungszweck genannt. In wel-
chem Verhältnis die verschiedenen Ziele zueinander stehen, bleibt offen. Das 

46. Die genannten Ziele sollen 
durch Geldleistungen in Kombination mit Politiken zur sozialen Eingliede-
rung von Personen verwirklicht werden, die durch Marginalisierung in Ge-

Oberste Maxime ist es jedenfalls, die Bedürftigen wieder oder erstmals in 
-

ten Arbeitsvermittlungszentren ausgebaut und personell aufgestockt werden.47 

Decretone
di pensioni. Neben Bürgergeld und Bürgerrente als Prestigevorhaben der M5S enthält das Gesetz auch 
Neuregelungen für den erleichterten Zugang zu Frührenten als dem wichtigsten sozialpolitischen Wahlver-
sprechen der Lega.

43
-
-
-

ständigen Implementierung sind diverse Ministerialdekrete und andere Rechtsakte (etwa zur Abstimmung 

44
werden.

45
Armut, Ungleichheit und von sozialer Ausgrenzung« bezeichnet. Die Bekämpfung von Armut und sozia-

die Anzahl der Personen, die von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht sind, EU-weit um mindestens 

sich der Indikator für Italien verschlechtert, da die Anzahl der von Armut bedrohten Menschen im genann-
ten Zeitraum von 15 Mio. auf 17,4 Mio. Personen gestiegen ist.

46 -
engemeinschaft, deren wirtschaftliche Lage durch das Fehlen der Summe an Gütern und Dienstleistungen 
gekennzeichnet ist, die für ein Leben in Würde erforderlich sind.

47 Zum Problem der infrastrukturellen Voraussetzungen der Aktivierungskomponenten, der Abstimmung 
zwischen unterschiedlichen Regelungsebenen der Arbeitsmarktpolitik, sowie der Eingliederungszuschüsse 

-

im Druck
den Tendenzen einer einseitigen Verstärkung der Aktivierungskomponenten und der Verschärfung der 
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Entsprechende Mittel zur Stärkung der kommunalen Sozialdienste sind dage-
gen nicht eingeplant. Wie schon das Inklusionsgeld und zuvor die SIA-Leis-

Den Regionen kommt eine wichtige Rolle bei der Implementierung des na-
tionalen Bürgergelds zu. Sie sollen sich insbesondere um die Zusammenar-
beit zwischen den sozialen Diensten und anderen Organen sowie den für die 
Arbeitsmarkteingliederung zuständigen Ämtern und anderen sozialpolitischen 

neue System setzt damit komplexe administrative Verfahren und die Abstim-
mung zwischen verschiedenen Zuständigkeitsebenen voraus. Nach den Erfah-
rungen mit dem Inklusionsgeld bestehen berechtigte Zweifel, ob und wann 
die Implementierung dieser komplexen Vorgaben landesweit gelingen kann.48

Als besondere Leistungsform des Bürgergelds wird die Bürgerrente für Se-

gesetzlichen Renteneintrittsalters von mindestens 67 Jahren. Bei einem Paar-
haushalt müssen beide Personen die Altersvoraussetzung erfüllen. Andernfalls 
ist der Zugang zur Bürgerrente nur eröffnet, wenn die Senioren ausschließlich 

49 Diese Bedingung schränkt den Kreis des berechtigten Perso-
nenkreises im Vergleich zur Sozialhilfe im Alter erheblich ein.

Das Gesetz unterscheidet zwischen Antragsteller und den Begünstigten der 
-

miliengemeinschaft versteht man eine Gesamtheit von Personen, die durch 

Adoption, Vormundschaft oder affektive Bande verbunden sind, ihren ge-
meinsamen Wohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt in der gleichen Gemeinde 
haben und zusammenleben. Mit Einführung des Bürgergeldes wurde der bis-
herige Begriff der Familiengemeinschaft als Adressat bedürftigkeitsgeprüfter 
Leistungen nach den Regeln für den Indikator zur Bewertung der wirtschaftli-

-
vertà, Osservatorio internazionale per la coesione e l’inclusione sociale, Quaderni della coesione sociale 

48 -

49 Für diese Familiengemeinschaften entfallen die Aktivierungskomponenten, im Übrigen gelten die glei-
chen Bedingungen wie für das Bürgergeld, soweit nichts anderes bestimmt ist.

 Indicatore della Situazione Economica Equivalente. Die ISEE-Erklärung wird von den Sozialleistungs-
-

nanziellen Verhältnisse des Antragstellers im Familienkontext dar. Der Bewertungsmaßstab wurde 1998 
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Scheidung verbleiben Ehepartner in der bisherigen Familiengemeinschaft, 

bzw. die gleiche Immobilie bewohnen51. Dies erschwert die ökonomische 
Selbständigkeit geschiedener Frauen. Volljährige Kinder, die nicht bei ihren 
Eltern leben, gehören grundsätzlich zur Familiengemeinschaft der Eltern, so-

-
errechts, unverheiratet und kinderlos sind. Die genannten Einschränkungen 

-

Das neue Bürgergeld wie auch die Bürgerrente sind generell an eine Min-

letzten beiden Jahre zusammenhängend sein müssen. Die Leistung können 
italienische Staatsangehörige und aufenthaltsberechtigte  Unionsbürger so-
wie deren Familienangehörige beantragen. Drittstaatsangehörige sind antrags-
berechtigt, wenn entweder sie selbst einen Aufenthaltstitel für einen lang-
fristigen Aufenthalt haben oder ein Familienangehöriger von ihnen über ein 
Aufenthaltsrecht oder einen langfristigen Aufenthaltstitel verfügt. Neben die-
sen gesetzlichen Zugangsbeschränkungen aufgrund von Wohnsitzklausel und 
Aufenthaltstitel sind zahlreiche ausländische Familien aus Drittstaaten durch 
eine nachträglich eingefügte Sonderregelung de facto vom Bürgergeld ausge-

53 als 
auch die Zusammensetzung ihrer Familiengemeinschaft durch eine ins Italie-
nische übersetzte und legalisierte Bescheinigung der zuständigen Behörde im 

54

Mitglieder der Familiengemeinschaft, die ihren Arbeitsvertrag ohne zwin-

dem Datum der Kündigung, die den Anspruch auf das Bürgergeld ausschließt. 
Der Bezug von Arbeitslosengeld aus der Arbeitslosenversicherung ist hingegen 
kein Ausschlussgrund, soweit die Bedürftigkeitskriterien erfüllt sind. Keinen 
Leistungsanspruch haben Personen, die bestimmten strafprozessualen Siche-

schwerem Betrug zur Erlangung öffentlicher Leistungen verurteilt wurden.

51 Zwei separate Familiengemeinschaften setzen zwei unterschiedliche Adressen voraus. Im Fall einer Tren-
-

lizei nachgewiesen werden. Die entsprechenden Antragsverfahren werden gemäß einem Rundschreiben 
des Leistungsträgers INPS vorerst ausgesetzt.

 Einfache Aufenthaltsgenehmigung oder dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung.
53
54 Ausnahmen von diesem Erfordernis sind zugunsten anerkannter Flüchtlinge sowie aufgrund von interna-

tionalen Übereinkommen vorgesehen. Eine weitere Ausnahme ist vorgesehen, wenn die Beschaffung der 

einem Rundschreiben des Leistungsträgers INPS vorerst ausgesetzt.
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3. Kriterien der Bedürftigkeit55

-
enmitglieder sowie die Zusammensetzung der Familiengemeinschaft ein. Die 
Zugangsschwelle für den Bezug des Bürgergelds ist anhand verschiedener 

56

falls die Familie gemäß Eigenerklärung (Declarazione Sostitutiva Unica, 
DSU 57 zur Miete wohnt. Zum relevanten Einkommen zählen alle Ein-

-
tigkeitsabhängige Sozialleistungen. Ausgenommen sind behinderungs-

speziell beim Bürgergeld auch die Familienleistung für Neugeborene (Bo-
58, das bisherige Inklusionsgeld, regionale Sozialleistungen nach 

entsprechenden Vereinbarungen, sowie das Bürgergeld selbst.
3. Der Wert des Immobilienvermögens (ohne das selbstbewohnte Wohnei-

59, zu-

Maßgabe der ISEE-Regeln.

55
Lage bezogen auf die Familiengemeinschaft ermittelt. Er berücksichtigt Einkommen, Vermögen und Im-
mobilienbesitz einer Familie.

56 Beim ISEE-Indikator wird zwischen dem gewöhnlichen Indikator und dem laufenden Indikator unter-
schieden, denen unterschiedliche Berechnungszeiträume zugrunde liegen und eine unterschiedliche Gül-
tigkeitsdauer haben. Der gewöhnliche Indikator wurde auf der Grundlage der Einkünfte und des Vermö-
gens des vorvergangenen Jahres ermittelt, der aktuelle Indikator erlaubt es, eine Verringerung der Ein-

Bürgergeld für jene Personen zu erleichtern, deren Einkommenssituation sich erst kurzfristig verschlech-
tert hat.

57 Diese Eigenerklärung wird v. a. beim Antrag auf eine ISEE-Bescheinigung verwendet. Dies ist im Kontext 
-

klärungen falsch sein sollen.
58

-

59
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5. Keines der Familienmitglieder darf Eigentümer oder in sonstiger Weise 
Verfügungsberechtigter eines PKWS mit Erstzulassung innerhalb der letz-

-
rungen wegen einer Behinderung gewährt werden. Kein Familienmitglied 
darf zudem Eigentümer eines Sportbootes oder einer Yacht sein.

-
rameter entsprechend der Äquivalenzskala für das Bürgergeld multipliziert. 
Danach erhält das erste Mitglied der Familiengemeinschaft den Wert 1, je-

in stationären Einrichtungen, für die der Staat die vollen Kosten trägt, sowie 
Personen, die vorbeugenden Sicherungsmaßnahmen unterliegen oder die für 
bestimmte schwere Vergehen  rechtskräftig verurteilt sind.

Der Nachweis der Bedürftigkeit erfolgt über eine Erklärung zum ISEE, die 
teilweise vom Sozialleistungsträger INPS vorausgefüllt ist, teilweise auf den 
eigenen Angaben der Antragsteller beruht.

Die Leistungshöhe des Bürgergelds hat sich gegenüber dem vorherigen 
System des Inklusionsgeldes mehr als verdoppelt. Die Geldleistung setzt sich 

-

In bestimmten Branchen liegen die Verdienste deutlich unter diesem Betrag.61

Im Fall der Bürgerrente erhöht sich der Grundbetrag zur Existenzsiche-

bzw. auf den Betrag des Bürgergeldes aufgestockt. Während der Zuschuss 
zu den Wohnkosten für alle Familienkonstellationen gleich bleibt, kann sich 
der Grundbetrag je nach Zusammensetzung der Familiengemeinschaft durch 

-

 Nach Art. 7 Abs. 
61 Von den rund 15 Mio. Voll- und Teilzeitbeschäftigten im privaten Sektor (ohne Landwirtschaft und Be-
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die Bemessung des Grundbetrags gelten die gleichen Skalenwerte wie bei den 
Bedürftigkeitskriterien. -

-
net. Eine Kürzung des anwendbaren Parameters tritt außerdem ein, falls ein 
Mitglied der Familiengemeinschaft einer Sicherheitsmaßnahme unterzogen 
oder rechtskräftig wegen Straftaten zur missbräuchlichen Erlangung des Bür-

wurde.

-

6 oder mehr Personen, bzw. die monatliche Gesamtleistung mit Mietzuschuss 
63 Die starke Deckelung der Leistungen führt dazu, dass Einper-

sonenhaushalte vergleichsweise gut abgesichert werden, während die Exis-
tenzsicherung für kinderreiche Familien nicht gewährleistet ist. Diese sind 
auch dadurch benachteiligt, dass für Wohnkosten lediglich ein Fixbetrag vor-

größere Familiengemeinschaften differenziert. Das Gesetz sieht keine regulä-

Mittel nicht ausgeschöpft werden, können ergänzend nicht-monetäre Leis-

Leistungsbezieher Anrecht auf Rabatte bei Strom- und Gastarifen.
Das Bürgergeld wird bei der erstmaligen Bewilligung für 6 Monate bei ei-

ner Gesamtleistungsdauer von bis zu 18 Monaten gezahlt, soweit die Leis-
tungsvoraussetzungen erfüllt sind. Nach dieser Bezugsdauer wird das Bürger-
geld für einen Monat eingestellt und kann anschließend neu beantragt werden 

Die Aufnahme einer Beschäftigung soll durch besondere Freigrenzen bei 
der Anrechnung von Erwerbseinkommen gefördert werden. Einkünfte aus 
abhängiger Beschäftigung führen zu einer Neubemessung des Bürgergeldes 

berücksichtigt werden, bis wieder eine neue ISEE-Erklärung vorliegt (Art. 3 

-

gewichtet.
63 -

-
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Leistung jedes Quartal entsprechend den im vorangegangenen Quartal erziel-
ten Einkünften aktualisiert.

Neben den Geldleistungen zur Mindestsicherung sind monetäre Anreize 
für Arbeitgeber in Gestalt von Beitragserleichterungen vorgesehen, wenn 
sie einen Leistungsbezieher mit einem Vollzeitvertrag64 unbefristet einstellen 

-

nicht verbrauchten Bürgergeldes abhängt.65 Als weiterer monetärer Anreiz 
-

keit aufnehmen oder einen Betrieb oder eine Arbeitsgenossenschaft gründen, 
sieht das Gesetz eine zusätzliche Förderung durch eine Einmalzahlung von 

-
keit und eine intensivierte Arbeitsvermittlung mithilfe sog. Vermittlungsgut-

66

Zuständig für die Leistungsbewilligung ist der Sozialleistungsträger INPS. 
Die Anträge können entweder bei den Postämtern oder elektronisch auf der 
Website der Regierung oder bei bestimmten, vom INPS beauftragten Steuer-

Der verfügbare Betrag wird auf eine besondere Debit-Karte (Carta RdC 67 

im Monat, multipliziert mit dem Wert der jeweils anwendbaren Äquiva-

Grundbetrags dient zum Kauf von Gütern des Grundbedarfs, für Medika-
mente, und für Energiekosten und ähnliche Wohnnebenkosten über die De-
bitkarte. Die elektronische Karte erlaubt es den Behörden zu kontrollieren, 
ob das Geld wirklich nur für lebensnotwendige Dinge ausgegeben wird. Über 
die Karte wird auch der jeweilige Zuschuss zur Miete oder zur Abzahlung des 
Kredits für das erste Wohneigentum gezahlt. Eine ungewöhnliche Regelung 
ist die Leistungskürzung, falls die Leistung nicht innerhalb einer bestimmten 

6 Monate wird zudem nicht verwendetes Guthaben bis auf eine Monatsrate 
gekürzt, sodass keine Ersparnisse oder Rücklagen angesammelt werden kön-

-

64 Arbeitsvertrag oder Ausbildungsvertrag.
65 Diese Vorschrift dürfte sich tendenziell eher zulasten von besonders schwer vermittelbaren Langzeitar-

beitslosen auswirken. Sie tritt neben zahlreiche andere Möglichkeiten der Beitragserleichterungen für Ar-
beitgeber, die das italienische Recht bereithält.

66 Die Vermittlungsgutscheine (Assegno di ricollocazione, Adr

67

online-Käufe untersagt.
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sichts der fehlenden Berücksichtigung von Mehrbedarfen und der Leistungs-
pause nach 18 Monaten schwer nachvollziehbar. Das Gesetz regelt nicht, wer 
Inhaber bzw. verfügungsberechtigte Person der RdC-Karte in einer Famili-
engemeinschaft ist. Lediglich bei der Bürgerrente ist die hälftige Aufteilung 
zwischen den Berechtigten gesetzlich vorgesehen.

Das Leistungssystem verlangt von den Beziehern die Erfüllung zahlreicher 
68 und insbesondere 

-
tivitäten zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit durch Aus- und Fort-

-

Eine zentrale Voraussetzung ist die Abgabe einer Erklärung zur unmittel-
baren Arbeitsbereitschaft als erster Schritt zur Aktivierung.69 Die Bereitschaft 
zur Arbeitsaufnahme und zu gemeinnütziger Arbeit war für Bezieher be-
stimmter Leistungen bei Arbeitslosigkeit schon früher vorgeschrieben. Erst-

 
Neu ist der Einsatz einer speziellen digitalen Plattform für die Erklärung der 

-

der zentralen Arbeitsagentur ANPAL, regionalen Arbeitsvermittlungszentren 
und anderen beteiligten Akteuren ermöglichen soll. Alternativ können die ört-
lichen Arbeitsvermittlungszentren entsprechend den Modalitäten des Gesetzes 
zur Umsetzung des sog. Jobs Act

-
klärung müssen alle volljährigen Mitglieder der Familiengemeinschaft abge-

71 
Die Erklärung erstreckt sich auf die Bereitschaft zur Teilnahme an einem per-

68 -
-

derungen im Einkommen oder Vermögen sind in der Regel innerhalb von 15 Tagen mitzuteilen, in einigen 
Fällen betreffend das bewegliche Vermögen allerdings erst bis zum 31. Januar des Folgejahres (Art. 3 

69 Dichiarazione di immediata disponibilità al lavoro, DID.

71 Befreit sind Mitglieder, die bereits beschäftigt sind oder einen regulären Ausbildungskurs absolvieren, 
sowie Mitglieder, die über 65 Jahre alt sind oder eine direkte Rente oder eine Bürgerrente beziehen sowie 

-

-
derungsvereinbarung siehe unten.
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Die Arbeitsvermittlungszentren sollen elektronisch über die Zusammen-
setzung der Familiengemeinschaften informiert werden, die einen positiven 
Bescheid des Sozialleistungsträgers INPS erhalten haben. Das örtliche Ar-

-
gung alle nicht gesetzlich von der Arbeitsbereitschaft freigestellten Mitglieder 
der Familiengemeinschaft einberufen, um die Bedingungen für deren beruf-
liche Eingliederung zu prüfen. Zentral geht es um den Abschluss einer sog. 
Arbeitsvereinbarung (Patto per il lavoro -
jährigen Leistungsbeziehern und dem Arbeitsvermittlungszentrum oder einem 
akkreditierten privaten Vermittlungsdienst.73 Kritische Fälle, z. B. Familien 
mit komplexen Armutslagen oder mit Mitgliedern, deren Arbeitslosigkeit seit 
mehr als zwei Jahren andauert, werden an die kommunalen Sozialdienste im 

-
chen Fällen tritt an die Stelle der Arbeitsvereinbarung eine Vereinbarung zur 
sozialen Eingliederung (Patto per l’inclusione sociale -

74 Sowohl 
die Vereinbarung zur Arbeit wie die Vereinbarung zur sozialen Eingliederung, 
die damit zusammenhängenden Förderleistungen und die multidimensionale 
Evaluierung der Armutslage werden als wesentliche Leistungen im Sinne des 

-
-

rungen sollen zwei unterschiedliche digitale Plattformen geschaffen werden.75

-
rellen, sozialen, künstlerischen, ökologischen u. ä. Projekten der Kommunen 

anderweitig erworbenen Fähigkeiten vorgeschrieben, soweit keine Gründe für 
eine Freistellung vorliegen und sofern die Kommunen entsprechende Projekte 
bereit stellen. Leistungsbeziehende, die nicht zur Teilnahme an gemeinnüt-

Mit Zustimmung der Betroffenen kann die gemeinnützige Wochenarbeitszeit 

ristika für die Durchführung solcher Projekte sollen noch durch Dekret des 
Arbeitsministers näher bestimmt werden.

Im Fall der Arbeitsvereinbarung sind die Leistungsbezieher zusätzlich fol-
-
-

73
bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht vorhanden, sodass in der ersten Anwendungsphase allenfalls 

74 Für die zur Umsetzung der Vereinbarung zur sozialen Eingliederung beteiligten Akteure und Maßnah-

75 Eine davon soll bei der nationalen Arbeitsagentur ANPAL angesiedelt sein und die Aktivitäten der Arbeits-
vermittlungszentren koordinieren, die zweite beim Arbeits- und Sozialministerium, zur Koordinierung der 
Kommunen. Diese Datenbanken sind Instrumente zum umfänglichen Datenabgleich und Datenaustausch 
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vereinbarung, insbes. die Registrierung auf der elektronischen Plattform der 

-
-

von mindestens einem von drei Stellenangeboten an zumutbarer Arbeit, wo-
-

wurden speziell für Bezieher von Bürgergeld im Vergleich zu den allgemei-
nen Regeln für Arbeitslose deutlich verschärft76. Maßgebliche Kriterien blei-

-
rungen und Fähigkeiten sowie die Entfernung vom Wohnsitz77. Für Bezieher 
von Bürgergeld gelten nun besonders gravierende Entfernungsregeln, die sich 
mit der Dauer des Leistungsbezugs verschärfen, um den Druck zur raschen 

-
-

öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar ist. Dies gilt auch, wenn in der Fami-
liengemeinschaft behinderte Personen oder minderjährige Kinder leben. Beim 

vom Wohnsitz, auch bei Anwesenheit minderjähriger Kinder in der Familie, 
während im Fall von behinderten Personen in der Familie die zumutbare Di-

-
gebot ist grundsätzlich keinerlei geographische Begrenzung mehr vorgese-

ab dem ersten Arbeitsangebot. Wesentliche Verschärfungen treten ein, wenn 
das Bürgergeld nach Ablauf einer 18-monatigen Bezugsdauer erneut bean-

dem ersten Arbeitsangebot, d. h. die Arbeitsangebote können sich auf das ge-
samte Staatsgebiet erstrecken. Lediglich bei Anwesenheit einer schwer behin-
derten Person in der Familie ist auch bei Zweitanträgen die Entfernung vom 

76   9 und 9-bis des D. 
77 -

-
-

-
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Verkehrsmitteln zumutbar, ab dem zweiten Arbeitsangebot eine Entfernung 
-

milie oder zu einem Umzug an einen neuen Wohnort, was speziell für kin-
derreiche oder alleinerziehende Familien mit hohen Begleitkosten verbunden 
sein kann (Fahrtkosten, teuere Wohnung, Wegfall des sozialen Umfeldes mit 

Bürgergeld temporär zum Ausgleich für die anfallenden Transferkosten wei-
tergezahlt.78 Gleichwohl ist nicht auszuschließen, dass die Familien vor die-
sem als pervers bezeichneten Mechanismus kapitulieren und ihren Leistungs-
antrag zeitnah wieder zurücknehmen.79

die kollektivvertraglichen Mindestlöhne gezahlt werden und dass der Lohn 

 Zumutbar 
sind generell unbefristete Arbeitsverhältnisse, die Mindestdauer bei Befristun-

-
umfangs gilt als zumutbar eine vollzeitige Beschäftigung oder eine Beschäf-

Die Zumutbarkeitskriterien sind in den Anforderungen an kinderreiche und 
alleinerziehende Familien in hohem Maß familien- und kinderfeindlich. Die 
Familien werden genötigt, extreme Entfernungen zu einem Arbeitsplatz in 
Kauf zu nehmen, der womöglich nicht einmal den Existenzbedarf der Familie 
gewährleistet, und im Zweifel die schützenswerten Interessen von Kindern 
völlig außer Acht lässt.

-
ten stillschweigend vorauszusetzen, jedenfalls ist eine schriftliche Belehrung 
der Leistungsbezieher nicht explizit vorgeschrieben. Bei Meldeverstößen und 
bei verweigerter Mitwirkung an aktivierenden Maßnahmen im Rahmen einer 
Arbeitsvereinbarung ist als leistungsrechtliche Sanktion, die vom Leistungs-
träger INPS verfügt wird, keine gestaffelte Leistungskürzung vorgesehen, 
sondern gleich der Wegfall der gesamten Leistung für mindestens einen Mo-
nat, bzw. im Wiederholungsfall für zwei Monate. Eine prozentuale Kürzung 
der Leistung wird bei Nichtverbrauch des gewährten Guthabens innerhalb der 
vorgegebenen Frist vorgenommen.81

78

79
nachträglichen Verzicht auf das Bürgergeld zur Verfügung.

-
terstützungsleistung vorgesehen.

81 Siehe oben.
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Das Gesetz führt erstmals drakonische Strafmaßnahmen bei Leistungsbe-
trug bzw. Leistungsmissbrauch in einem Mindestsicherungssystem ein. Die 
strafrechtlichen Sanktionen erstrecken sich auch auf sozialwidriges Verhalten 
durch unterlassene Mitteilungen sowie auf die Verurteilung wegen bestimmter 
schwerer Straftaten, verbunden mit der Rückforderung zu Unrecht bezogener 

-
ten Dokumenten oder wahrheitswidrigen Bescheinigungen sowie bei unter-
lassenen obligatorischen Mitteilungen drohen nicht etwa Geldbußen, sondern 

-
mögens etc. innerhalb der gesetzlichen Fristen, die zu einem Widerruf oder 
einer Kürzung der Leistung führen, droht Gefängnis zwischen 1 und 3 Jahren 

nicht nur im Vergleich zur Steuerhinterziehung, die aufgrund der verbreite-
ten Praxis von besonderen Amnestien nur selten hinter Gittern endet, sondern 
auch im Vergleich etwa zur Strafandrohung bei fahrlässiger Tötung, für die 

-
tiger Verurteilung wegen der genannten Vergehen sowie bei Verurteilung we-

Leistungsbewilligung rückwirkend aufgehoben, die bezogenen Beträge sind 
zurückzuzahlen. Nach dem Widerruf der Leistungsbewilligung kann erst nach 

Eingliederung in die Arbeitswelt unterstützt, darf bezweifelt werden.
Leistungsrechtliche Sanktionen zur Disziplinierung der gesamten Familien-

gemeinschaft sind vorgesehen, sobald ein einziges erwachsenes Mitglied der 
-

gergeldes entfällt ex nunc, wenn ein Mitglied der Familiengemeinschaft die 
-

gliederungsvereinbarung nicht unterschreibt, ohne Grund nicht an Bildungs- 

an von der Wohnortgemeinde eingeführten gemeinnützigen Projekten teil-
nimmt, nicht mindestens eine von drei zumutbaren Arbeitsangeboten (bzw. 

oder Änderungen in der Einkommenssituation bei selbständiger Erwerbstä-
tigkeit nicht fristgerecht übermittelt, hierzu wahrheitswidrige Angaben macht 
oder Änderungen in der Zusammensetzung der Familiengemeinschaft nicht 
mitteilt. Wegfall der Leistung zieht als weitere Sanktion nach sich, dass das 
Bürgergeld erst wieder nach Ablauf von 18 Monaten beantragt werden kann. 
Damit wird die Familiengemeinschaft für das Fehlverhalten einzelner Mit-
glieder zur Verantwortung gezogen.

Eine gestaffelte Streichung der Monatsraten ist als Sanktion bei unentschul-
digten Meldeversäumnissen gegenüber den Arbeitsvermittlungszentren oder 
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den kommunalen Sozialdiensten, fehlender Teilnahme an Maßnahmen zur be-
-

von mehreren Mitgliedern der Familiengemeinschaft vorgesehen. Beim ersten 
Meldeversäumnis wird eine Monatsrate gestrichen, beim zweiten Mal zwei 
Monatsraten und bei nochmaliger Wiederholung drei Monatsraten. Bei fehlen-
der Teilnahme an Aktivierungsmaßnahmen eines Mitglieds werden beim ersten 
Mal zwei Monatsraten gestrichen, im Wiederholungsfall wird die Leistung ein-

Eingliederungsvereinbarung ist der Leistungsentzug etwas milder ausgestaltet 
-
-

ten nach einer dritten förmlichen Erinnerung gestaffelt, und erst ab der vierten 

Das Arbeits- und Sozialministerium ist für das Monitoring der Implemen-
tierung des Bürgergelds verantwortlich und soll anhand der von den digitalen 
Plattformen gesammelten Informationen jährlich einen Bericht zur Umset-
zung des Bürgergelds vorlegen, der auf der Internetseite des Ministeriums zu 

-
ches Gesetz wurden umfangreiche Regelungen zur Evaluierung des Bürger-

-
luierung erfolgt im Rahmen einer wissenschaftlichen Forschung, an der ne-
ben dem Ministerium und der nationalen Arbeitsagentur auch das nationale 
Forschungsinstitut zur Analyse der staatlichen Politiken sowie unabhängige 
Experten beteiligt sind. Für die Evaluierung sollen repräsentative Surveyda-
ten erhoben. Schließlich obliegt dem Ministerium auch die Koordinierung der 
Umsetzung des Bürgergeldes, wofür eine besondere Dienststelle zur Informa-
tion, Förderung, Beratung und technischen Unterstützung eingerichtet wird.

E. Fazit und Ausblick

Das Ziel einer allgemeinen Existenzsicherung ist nun im italienischen 
Recht strukturell verankert, jedoch werfen die bisher verwirklichten Lösungen 
und die überstürzte Einführung des Bürgergelds verschiedene Fragen auf. Sie 

-
tungszugang nach Wohnsitzdauer und aufenthaltsrechtlichem Titel, aber auch 

-
gliederung in einem wirtschaftlichen Umfeld, in dem der Anteil der Familien 

auch Arbeiterfamilien betrifft, zumal die südlichen Regionen seit Jahrzehnten 
eine hohe strukturelle Arbeitslosigkeit, insbes. unter Jugendlichen aufweisen.

Anders als es der Name suggeriert, handelt es sich beim Bürgergeld nicht 
um ein bedingungsloses Grundeinkommen, sondern im Gegenteil um ein an 
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strenge Gegenleistungen geknüpftes Mindesteinkommenssystem. Als Gegen-

an der Gesellschaft im Umfang von bis zu acht Wochenstunden verlangt, die 
den persönlichen Fähigkeiten entsprechen soll. Unabhängig davon ist die Teil-

dürfen abgelehnt werden. Bei Familien mit multidimensionalen und komplexen 
Armutslagen ist die Teilnahme an Maßnahmen zur sozialen Eingliederung unter 
der Verantwortung der örtlichen Sozialdienste vorgesehen. Inwieweit sich die 
Kooperation und Abstimmung zwischen den unterschiedlichen Akteuren, die 

involviert sind, im Vergleich zur Vergangenheit verbessert, bleibt abzuwarten.
Angesichts der hohen Zahl an Familien, die ihr Leben unter der Grenze 

absoluter Armut fristen, ist das Bürgergeld eine sozialpolitisch längst überfäl-
lige Leistung. Im Gegensatz zu früheren Mindestsicherungssystemen ist das 

enthält eine Vielzahl von Vorschriften, die den Schutz für besonders von Ar-
mut betroffene Teile der Bevölkerung de jure oder de facto ausschließen oder 
beschränken. Dazu gehören in erster Linie kinderreiche Familien und Migran-
tenfamilien aus Nicht-EU-Staaten. Problematisch ist für Nicht-EU-Bürger, die 

-
klauseln könnten den Zugang zum Bürgergeld speziell für Obdachlose oder 
ehemals obdachlose Personen schwierig gestalten.

Fraglich ist die Bedarfsorientierung des Systems. Zum einen sind die 
Leistungen für alleinstehende Personen im Vergleich zu Familien mit Kin-
dern vergleichsweise hoch. Zum andern sind für bestimmte familiäre oder 
gesundheitliche Sonderbedarfe weder pauschalierte noch konkrete Mehrbe-
darfe anerkannt. Das gilt auch für Mietkosten und Mietnebenkosten. Neben 
den massiven leistungsrechtlichen Sanktionen, die von einer mehrmonatigen 
Leistungssperre bis zu einem langfristigen Zugangsverbot reichen, sind u. a. 
Kürzungen wegen nicht fristgerechtem Verbrauch der Geldleistung oder die 
zwangsweise Bezugspause von einem Monat vor einem Wiederholungsantrag 
doch recht ungewöhnlich. Verwunderlich ist auch, dass die Leistungen unter 
einem generellen Finanzierungsvorbehalt stehen, und gegebenenfalls nach-
träglich gekürzt werden können.

Die massive Workfare-Programmatik entspricht zwar den zeitgenössi-
schen wohlfahrtsstaatlichen Ansätzen in vielen europäischen Ländern. Al-
lerdings bleibt ihre Wirksamkeit fraglich in einem Land wie Italien, dem es 
seit Jahrzehnten nicht gelungen ist, Arbeitsplätze in den südlichen Landes-
teilen zu schaffen und die jüngere Generation dort in existenzsichernde Er-
werbsprozesse einzubinden. Die Sanktionsregelungen muten insgesamt sehr 
drakonisch an, und zeugen von einem starken Misstrauen des Gesetzgebers 
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gegenüber den potentiellen Leitungsbeziehern. Ob Sanktionen wirklich die 
erwünschten Ergebnisse zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt bringen, er-

stehen in Deutschland die Sanktionsregelungen der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende auf dem verfassungsgerichtlichen Prüfstand und verschiedene 
Sozialverbände fordern Reformen auf diesem Gebiet.

-
taillierte System an Sanktionen mit Leistungsentzug bei Fehlverhalten eines 
einzelnen Familienmitglieds die Verantwortung für prekäre Lebenslagen letzt-
lich den bedürftigen Familien zuweist. Zugleich legt das Bürgergeldsystem 
ein Adult-worker-Modell als zentrales Leitbild zugrunde, das in vielen Fällen 
nicht den italienischen Familienrealitäten entspricht, gesellschaftlich wert-
volle Arbeit außerhalb von bezahlter Erwerbsarbeit nicht angemessen würdigt 
und die Interessen schwächerer Familienmitglieder außer Acht lässt. Das Leis-
tungssystem erzeugt erheblichen Druck zur Annahme von Arbeitsstellen in 
großer Entfernung vom Familienwohnsitz. Die damit einhergehende Zwangs-
mobilität, die unzureichende Berücksichtigung der Bedürfnisse von Kindern 
in diesem Kontext, sowie der massive Einsatz elektronischer Plattformen mit 

oder den nicht fristgerechten Verbrauch des Guthabens zu kontrollieren, füh-
ren letztlich dazu, Freiheiträume der durch Armut marginalisierten Bevölke-
rungsgruppen sehr stark einzuschränken.

Selbst wenn die Umsetzung der Maßnahmen am Ende weniger streng sein 
mag, als es der Wortlaut befürchten lässt, so lässt das Gesetz zum Bürgergeld 

Einerseits ist der Zugang zu essentiellen Leistungen und Diensten verstärkt 
in die Verantwortung der Leistungsbezieher verwiesen, und hängt somit von 
ihrem individuellen Wohlverhalten ab. Personen, die sich im Sinne des Min-
destsicherungssystems unverantwortlich oder gar sozial schädlich verhalten, 
verlieren ihre Rechte. Andererseits zeigt sich als Leitgedanke das Prinzip der 
Reziprozität dergestalt, dass Leistungsbezieher, soweit kein Befreiungsgrund 
vorliegt, der Gemeinschaft eine Gegenleistung entsprechend ihren Fähigkei-
ten im Rahmen von gemeinnützigen Projekten zurückgeben sollen. Dieser 
Gedanke mag zwar die gesellschaftliche Akzeptanz des Mindestsicherungs-
systems fördern. Auch könnte er Ausdruck einer erwünschten Teilhabeorien-
tierung sein. Gleichwohl erscheint die Ausgestaltung problematisch, weil es 

zu befürchten, dass die Aktivierungsmechanismen Menschen vom Leistungs-
bezug ausschließen, die besondere Begleitung und Unterstützung benötigen.

Angesichts der bislang noch fehlenden Infrastrukturen zur Umsetzung großer 
Teile der Aktivierungsmaßnahmen und der damit verbundenen Sanktionen, an-
gefangen von einem funktionsfähigen Verwaltungsapparat zur Arbeitsvermitt-
lung mit geschultem Personal und den entsprechenden Datenbanken, könnte 
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das neue Bürgergeld womöglich für einige Zeit tatsächlich als ein Grundein-
kommen fungieren, das v. a. den südlichen Regionen und Frauen zugutekommt. 
Bei der Einführung des Bürgergeldes stand im Vordergrund, umgehend Geld 
zu verteilen, während der Ausbau der Infrastruktur eine geordnete Koordinie-
rung aller beteiligten Akteure noch geraume Zeit in Anspruch nehmen dürfte. 
Insgesamt bleibt die künftige Entwicklung des Mindestsicherungssystems nicht 

wegen der ungebremsten Staatsverschuldung Italiens ungewiss.

F. Anhang

Bürgergeld: monatliche Beträge für unterschiedl. Familienkonstellationen

Familien-
gemeinschaft

(vj. = volljährig,

Auf-
stockungs-

betrag  
bis zu  

Zuschuss f. Miete 
(bei Wohneigentum 
mit Zahlungsver-

Darlehensvertrag 

Gesamt-
betrag in 

Skala

-
behinderung 

1 1
1 vj. + 1 mj.

1,4
1,4
1,6

3 vj. 1,8
1 vj., 3 mj. 1,6

1,8
3 vj., 1 mj.

4 vj.

Anmerkung: für jedes volljährige Mitglied nach dem ersten + 0,4; für jedes minder-
jährige Mitglied + 0,2. Die Obergrenze steigt auf 2,2 (statt 2,1) bei Anwesenheit von 

Bürgerrente

Aufstockung Zuschuss zur Gesamtbetrag Skala (max. 

1 Mitglied,  
67+ Jahre, ohne 
Wohneigentum

 Mitglieder 
67+ Jahre 1,4
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C. Zusammenfassung

Der Nimbus von Singapur als moderne Großstadt und Drehscheibe für 
panasiatischen Geschäft ist ungebrochen. Gerade in der Digitalisierung und 
der Nutzung von künstlicher Intelligenz gilt Singapur weltweit als Innovator 
und steht hierbei im Wettbewerb mit China. Das in Kürze in Kraft tretende 
Freihandelsabkommen wird dabei der EU und Singapur wirtschaftlich neuen 
Schwung verleihen. Quelle des Fortschritts dieses rohstoffarmen Stadtstaats 
sind die hohe Anzahl an gut ausgebildeten Fachkräften. Für Unternehmen 
aus Europa ist es daher essentiell auf arbeitsrechtliche Herausforderungen in 
Singapur eingestellt zu sein. Gleichwohl das Arbeitsrecht in Singapur in der 
Vergangenheit besonders unternehmerfreundlich und liberal ausgerichtet war, 
konnten die Arbeitnehmer den Fokus der Regierung immer mehr in Richtung 
eines höheren Schutzniveaus lenken. Als Vorreiter bei Internet und Digitalisie-
rung verfolgt die Regierung in Singapur in Kooperation mit Justiz und freier 
Wirtschaft aber auch den Ansatz möglichst umfassend Technologie und deren 

Streitigkeiten vor den Employment Claims Tribunals online eingereicht, ver-
handelt bzw. geschlichtet werden.  Chief Justice of Singapore Sundaresh Me-
non
wie ein Streit beigelegt werden sollte, auch durch die Technologie verändern 
würde.  So haben Fortschritte in den Bereichen Datenanalyse, künstliche In-
telligenz und Quantencomputer begonnen, die maschinengestützte Gerichts-
entscheidung zur Realität werden zu lassen.3 Wurde in einem ersten Beitrag4 
noch die »Einführung des Employment Claims Tribunals« vorgestellt, haben 

State Courts Singapore
Menon

www.supremecourt.gov.sg/Data/Editor/Documents/chief-justice-sundaresh-menon--

3 Menon
www.supremecourt.gov.sg/Data/Editor/Documents/chief-justice-sundaresh-menon--

4 Brinkmann
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sich mittlerweile zahlreiche Anpassungen ergeben. Dieser Beitrag knüpft da-
ran an und gibt als ein zweiter Teil einen Überblick über besonders relevante 
Änderungen und Entwicklungen im singapurischen Arbeitsrecht.

A. Maßnahmen zur Steigerung des Schutzniveaus

-

I. Kreis der Berechtigten

ausländische Mitarbeiter Anwendung. In der Vergangenheit sah das Gesetz 
nur eine Privilegierung von Arbeitskräften mit geringerem Einkommen vor 

 Der singapurische 
Gesetzgeber hat den Anwendungsbereich der Normen hier ausgeweitet. Der 
EA bezieht nicht mehr nur einfache Arbeitnehmer, sondern auch Arbeitneh-

die von Managern und Führungskräften mit einem monatlichen Einkommen 
 Laut Regierungsangaben umfasst 

 Gleichwohl sind nach wie 
vor Seeleute, Hausangestellte und Beamte ausgeschlossen, da für sie aufgrund 

II. Sozialleistungen

-

Jahresurlaub, zu Krankheitstagen und zum Erziehungsurlaub. Diese Leis-
tungen gelten für die im vorigen Abschnitt genannten Manager und Füh-
rungskräfte nunmehr von Gesetzes wegen, sodass hinsichtlich der üblichen 
vertraglichen Vereinbarungen Anpassungsbedarf bestehen kann. Bei Been-

https://sso.agc.gov.sg/Bills-

die neue als n. F. bezeichnet.

Ministry of Manpower
www.mom.gov.sg/newsroom/

 Vgl. TAFEP/Ministry of Manpower
online abrufbar: 
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digung des Arbeitsverhältnisses ist ein Verfall des Resturlaubs nicht mehr 
möglich.  Das Gesetz sieht vor, dass der Arbeitnehmer im Falle einer Ent-
lassung das Recht hat, etwaigen nicht genommenen Jahresurlaub ausbezahlt 
zu bekommen.  Ausgenommen davon sind Fälle von Resturlaub bei frist-
loser Entlassung.

III. Reform des Kündigungsschutzes

Auch im Rahmen der Entlassung bzw. Kündigung ist der Gesetzgeber aktiv 
geworden und hat das Schutzniveau erhöht. Zunächst hat sich für Manager 

-

Weiterhin wurde der Kündigungsbegriff erweitert. Zuvor waren hierunter 
-

trags eines Arbeitnehmers durch seinen Arbeitgeber verstanden.  Der Begriff 
der Kündigung soll in Zukunft jedoch alle unfreiwilligen Austritte erfassen. 

des Dienstvertrags zwischen einem Arbeitgeber und einem Arbeitnehmer auf 
Initiative des Arbeitgebers, mit oder ohne Vorankündigung und aus wichti-
gem oder anderem Grund verstanden.
Austritt eines Arbeitnehmers ein, wenn der Arbeitnehmer eine überwiegende 
Wahrscheinlichkeit nachweisen kann, dass er nicht freiwillig gekündigt hat, 
sondern aufgrund eines Verhaltens oder Unterlassens oder eines Verhaltens 
oder Unterlassens durch den Arbeitgeber dazu gezwungen wurde.  Ziel dieser 
Umstellung ist, dass der Arbeitgeber den Arbeitnehmer nicht zu einer Eigen-
kündigung drängen kann. Bei Aufhebungsverträgen ist demnach mit besonde-
rer Vorsicht und Genauigkeit zu dokumentieren. Eine vorsichtige Planung zur 
Risikominimierung ist für den Arbeitgeber essentiell.

B. Ausbau des Employment Claims Tribunals

I. Online Express-Gericht

 verfügt Singapur über Employment Claims Tribunals, die eine 

und eine Art »Express-Gericht« zur schnellen und kostengünstigen Streitbei-

https://sso.agc.gov.sg/Act/
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legung darstellen.  Nach wie vor Voraussetzung für eine Anhörung vor dem 
Employment Claims Tribunal ist ein vorherig durchgeführtes Schlichtungs-
verfahren bei der Mediationsstelle Tripartite Alliance for Dispute Manage-

-
ren Einbindung von Technologie in die arbeitsrechtliche Praxis gewählt. Par-
teien vor Employment Claims Tribunals können ab dann Klagen und andere 

und schlichten lassen.
Dabei zeichnet sich das System im Wesentlichen durch zwei Schlüssel-

faktoren  aus:
 

Erreichbarkeit
 Mit dem System können rund um die Uhr einfache Forderungen und Do-

kumente eingereicht werden sowie der Fortgang des Verfahrens überwacht 
werden.

 

 Ohne den Besuch eines Gerichtsgebäudes können online Verhandlungen 
geführt und Vergleiche erzielt werden. Dies verspricht eine noch einmal 

-
ten wegfallen.

I. Aufwertung der Zuständigkeit

Diese Art Arbeitsgericht wird durch die o. g. Gesetzesnovelle weiter auf-
gewertet. Zuvor war die Zuständigkeit noch insoweit verteilt, als das gehalts-
bezogene Streitigkeiten den Employment Claims Tribunals und Kündigungs-

 War ein Arbeitnehmer der 
Überzeugung er wäre ohne berechtigten Grund gekündigt worden und wollte 
sich gegen diese Kündigung wehren, stand ihm der Weg über das Arbeitsmi-
nisterium offen. Nunmehr soll die Zuständigkeit des Employment Claims Tri-
bunals auch alle Streitigkeiten über Entlassungen eines Arbeitnehmers ohne 

 Siehe schon Brinkmann
 Vgl. State Courts Singapore, online abrufbar unter: 
 State Courts Singapore,

www.statecourts.gov.sg/cws/ECT/Pages/Using-the-Community-Justice-and-Tribunals-System.aspx 

 State Courts Singapore,
www.statecourts.gov.sg/cws/ECT/Pages/Using-the-Community-Justice-and-Tribunals-System.aspx 

 State Courts Singapore,
www.statecourts.gov.sg/cws/ECT/Pages/Using-the-Community-Justice-and-Tribunals-System.aspx 

 Siehe dazu Brinkmann



 Steigerung des Schutzniveaus im singapurischen Arbeitsrecht  

berechtigten Grund umfassen.  Demnach geht die Regierung den Weg wich-
tige Streitigkeiten aus einer Hand zu lösen. Folgerichtig entscheidet das Em-
ployment Claims Tribunal in nahezu sämtlichen Streitigkeiten von Arbeitneh-
mern, sodass zeitaufwändigere, funktional verschiedene Verfahren verhindert 
werden und eine prozessökonomische, höhere Spezialisierung eintritt. Dies ist 
für Arbeitnehmer als auch für Arbeitgeber von Vorteil. Zu beachten ist, dass 
es den Parteien nicht möglich ist, sich durch Rechtsanwälte in dem Verfahren 
vertreten zu lassen. Dies soll der Vereinfachung des Verfahrens dienen.

C. Zusammenfassung

Die Gesetzesänderungen können nach Otto von Giercke als ein weiterer 
Tropfen sozialen Öls auf das singapurische Arbeitsrecht verstanden werden. 
Die Rechtsschutzmöglichkeiten werden folgerichtig ausgeweitet und damit 
vereinfacht. Typisch für Singapur sind dabei die scharfen Konsequenzen, die 
Verstöße gegen den EA nach sich ziehen. Arbeitgebern muss für die Zukunft 
klarwerden, dass nunmehr deutlich mehr Mitarbeiter von den Regeln des EA 

arbeitsrechtlichen Streitigkeiten bei dem Employment Claims Tribunal.
Durch die günstigeren Regeln für zahlreiche Arbeitskräfte und die Nutzung 

moderner Technologien zur Streitbeilegung ist insbesondere Arbeitgebern zu 
empfehlen sich auf die Veränderungen zeitnah einzustellen. Ratsam ist es sich 
mit den Neuerungen detailliert auseinanderzusetzen und den Anpassungs-
bedarf für relevante Arbeitsverträge zu überprüfen.
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